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  Az.: 532 Js 23676/06; Anzeige vom 11.05.06 gg. die Herren 
         Koch und Bouffier;

hier: Ergänzung;
Meine Ergänzung begründe ich aus aktuellem Anlass wie folgt:
Sehr geehrte Damen und Herren,

in den Anlagen ergänze ich meine Anträge mit der aktuellen Rechtssprechung des VGH Giessen (13.06.06), die vom Giessener Anzeiger in einem Bericht und einem Kommentar auf den Punkt gebracht wurden. Außerdem übersende ich Ihnen eine CD mit 189 Lebenssituationen meines Hundes, mit anderen Hunden und Tieren. Solche Beweise der Zuverlässigkeit unserer Hunde werden von den Beschuldigten und ihren Mitverantwortlichen als „Momentaufnahmen“ hingestellt und als nicht akzeptiert dargestellt, ohne dass eine sachliche Begründung folgt. Nihilismus pur, per Staatsdekret. Was heraus kommt, ist Staatssekret. Die bestandenen Wesensprüfungen sind auch einfach nur „Momentaufnahmen“. Das Bild IMG 0094.JPG und das Bild „Daggy, unsere Best(i)e“ verdeutlichen, wie man zu spektakulären Bildern kommen kann, um die Öffentlichkeit zu täuschen: Unser Hund schnappt nach Käsestückchen. Solche Bilder wurden fast durchgängig missbraucht, um die Bevölkerung zu beeindrucken und zu verängstigen.  
Die nicht bestandenen Wesensprüfungen werden als aussagefähige Wesenseigenschaften der Hunde gewertet, die zur Tötung des Hundes führen können. Es werden Hunde getötet, die, laut Bundesverfassungsgerichtsurteil schon lange nicht mehr gelistet sein dürften. BVerfG vom 16.03.2004 – 1 BvR 1778/01

Leitsatz: „Der Gesetzgeber hat allerdings die weitere Entwicklung zu beobachten und zu prüfen, ob die der Norm zugrunde liegenden Annahmen sich tatsächlich bestätigen.“

Abs. 88:
„…die tatsächlichen Annahmen des Gesetzgebers belassen noch erhebliche Unsicherheiten. Bestätigt sich die prognostische Einschätzung der Gefährlichkeit dieser Hunde durch den Gesetzgeber nicht oder nicht in vollem Umfang, wird er seine Regelungen den neuen Erkenntnissen anpassen müssen.“

Abs. 97:
„Der Gesetzgeber ist allerdings auch im Hinblick auf den allgemeinen Gleichheitssatz gehalten, die weitere Entwicklung zu beobachten. Dabei geht es hier in erster Linie darum, ob die unterschiedliche Behandlung…auch in Zukunft gerechtfertigt ist.“

BVerfG vom 16.03.2004 – 1 BvR 550/02


„Der Verordnungsgeber ist allerdings auch im Blick auf den allgemeinen Gleichheitssatz gehalten, die weitere Entwicklung zu beobachten. Sollte sich dabei…ergeben, dass Hunde anderer…Rassen ebenso vergleichbar häufig auffällig sind wie Hunde, auf die die Vorschrift bisher beschränkt ist, könnte diese in Ihrer gegenwärtigen Fassung nicht länger aufrechterhalten werden. Sie wäre vielmehr aufzuheben oder auf bisher nicht erfasste Rassen zu erstrecken.“

VGH Kassel vom 29.08.2001 – 11 N 2497/00 und VGH Kassel vom 27.01.2004 -11 N 520/03


„Mit diesem weiten Ermessensrahmen des Verordnungsgebers korrespondiert allerdings eine besondere Verpflichtung, seine Einschätzung unter Berücksichtigung neuer Erkenntnisse und Erfahrungen selbst  unter Kontrolle zu halten und korrigierend tätig zu werden, soweit sich seine Beurteilung aufgrund dieser neuen Daten als von Anfang an falsch oder als überholt erweisen sollten. Der Verordnungsgeber wird deshalb aufgrund der mit Erlassen des HMdI vom 24.08.2000 und 13.09.2000 angeordneten Erhebungen alsbald prüfen müssen, ob die “Listung“ einzelner Rassen (noch) gerechtfertigt ist.“

BVerwG vom 28.06.2004 – 6 CN 22.03 –


„Der erkennende Senat geht seit seinem Urteil vom 03.07.2002 – BVerwG 6 CN 8.01 – in ständiger Rechtsprechung davon aus, dass sich aus der Zugehörigkeit zu einer Rasse oder einer entsprechenden Kreuzung alleine nach dem Erkenntnisstand der Fachwissenschaft nicht ableiten lässt, dass von den Hundeindividuen Gefahren ausgehen… Insbesondere liegen weder aussagekräftige Statistiken noch sonstiges belastbares Erfahrungswissen noch genetische Untersuchungen vor.“

schon lange nicht mehr gelistet sein dürften. Das sei „unerheblich“, so das Gericht am 13.06.06. Zwei dieser Richter, Herr Igstadt und Herr Dickmann vertraten noch im Normenkontrollklage 2001 eine völlig andere Meinung: Damals wurde durch sie selbst in dem Urteil 2001 festgestellt, Zitat:

· „ Mit diesem weiten Ermessensrahmen des Verordnungsgebers korrespondiert allerdings seine besondere Verpflichtung, seine Einschätzung unter Berücksichtigung neuer Erkenntnisse und Erfahrungen selbst unter Kontrolle zu halten und korrigierend tätig zu werden, soweit sich seine Beurteilung aufgrund dieser neuen Daten als von Anfang an falsch oder als überholt erweisen sollte. (BVerfG a.a.O., BverfG 77, 84 (109): Urteil vom 15. Dezember 1983-1 BvR 209/83 u.a. -,BverfGE 65 (55 f.).“

· „Der Verordnungsgeber wird deshalb auf Grund der mit Erlassen des Hessischen Ministeriums des Innern und für Sport vom 24. August 2000 und 13. September 2000 angeordneten Erhebungen alsbald prüfen müssen, ob die Listung einzelner in § 2 Abs.1 Gefahrenabwehrverordnung gefährlicher Hundeaufgeführten Rassen (noch) gerechtfertigt ist. Zweifel könnten sich hierbei insbesondere bei Hunderassen ergeben, bei denen die durchgeführten Wesenstests keine oder nur sehr geringfügige Durchfallquoten ergeben haben, wie dies – bei allerdings geringer Erfahrungsbreite bei nur 49 Ingesamt durchgeführten Wesensprüfungen – für den American Bulldog und Kreuzungen mit dieser Rasse der Fall war. Da keiner der Antragsteller einen derartigen Hund hält, sieht der Senat von weitergehenden Ausführungen zu diesem Punkt ab. 

Das sei „unerheblich“, so das Gericht am 13.06.06. Zwei, an dieser Entscheidung beteiligten Richter, urteilten noch vor einiger Zeit, dass eine Überprüfung der Rassenlisten in Zeitabständen erfolgen muss. Das war maßvoll und nachvollziehbar, denn wir wollen keinen Freibrief. Für keinen Hund und für keine Hundehaltung. Wir wollen eine nachvollziehbare, vernünftige Kontrolle. Wie kommt diese Diskrepanz zwischen dem alten und dem jetzigen Urteil zustande? Durch Umsetzen von Gerichtpräsidenten und Intervention durch die Politiker! Es ist heute wissenschaftlich erwiesen, dass diese Hunde GRUNDLOS verfolgt wurden und werden, dass es keine Hunderasse gibt, die eine gesteigerte Aggression vorweist. Dass die tragischen Beißvorfälle eine Folge der Hundehaltung waren und nicht der Hunde. 
Doch man verfährt weiterhin, vorsätzlich unschuldige Menschen und Hunde verfolgend - nach politischen Wünschen. Ein pro - Hundehalter ergangenes Urteil ist eine Einzelfallentscheidung. Das contra – Hundehalterurteil ist bindend für alle Hundehalter! Die werden auch sofort umgesetzt. So einfach ist das in Hessen. Versuchen Sie doch mal, dies einem aufgeweckten Kind zu erklären! Schon da werden Sie in eine Bredouille kommen. Wir ertragen diese unverschämten Anmaßungen seit sechs Jahren! Ich behaupte, dass man das Ziel verfolgt, solche Rechtsbeugungen auch in anderen Rechtsfeldern zu installieren. Man tastet sich hier lediglich vor!
____________________________________________________________________

 Das HSGO schreibt vor:

§ 4

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit


(1) Von mehreren möglichen und geeigneten Maßnahmen haben die Gefahrenabwehr- und die Polizeibehörden diejenigen Maßnahmen zu treffen, die die einzelne Person und die Allgemeinheit voraussichtlich am wenigsten beeinträchtigen. 

(2) Eine Maßnahme darf nicht zu einem Nachteil führen, der zu dem erstrebten Erfolg erkennbar außer Verhältnis steht.


(3) Eine Maßnahme ist nur solange zulässig, bis ihr Zweck erreicht ist oder sich zeigt, dass er nicht erreicht werden kann.

_______________________________________________________________________

Die Behörden werden in diesem Paragraphen nicht gebeten, sondern verpflichtend aufgefordert.

Somit sind diese Maßnahmen, diese Verfolgungen nicht mehr zulässig und illegal.

Diese Maßnahmen sind in eigener Sache ein korruptes und kriminelles Vorgehen. Das ist ein eindeutiger, arroganter, widerlicher und zynischer Missbrauch der Macht und der Befugnisse. Das sind Machenschaften übelster Art. Man nutzt es aus, dass unsere Tiere Familienmitglieder sind und wir emotional an diesen hängen und alles für sie tun. Wir sind nicht mehr gewillt, dies hinzunehmen. Wir fordern unser Recht und unseren Schutz vor ordentlichen Gerichten! Wir sind in Deutschland die einzigen Listenhundebesitzer, die sich alle zwei Jahre solche Feudalmethoden auf Kosten unserer Tiere gefallen lassen müssen. Man setzt unseren Hunden ein Messer an den Hals und kassiert ab, man schädigt uns auch finanziell. 
                    W i r   w o l l e n   w i s s e n,  w e s h a l b !

Im Mittelalter hat man nachweislich einen Hahn zum Tode verurteilt, weil man ihn verdächtigt hatte, Eier zu legen. Da kann ich nur sagen: Guten Morgen! 

Niedersachsen hat auf Grund der neuesten Erkenntnisse die Listenhunde ganz abgeschafft. In Hessen werden wissenschaftliche Erkenntnisse vorsätzlich kriminell unterdrückt.  
Auch das Ansehen Ihrer Institution ist bei solchen geduldeten Zuständen in akuter Gefahr, in diese Machenschaften verwickelt zu werden (siehe Anlagen). 
Laut dem aktuellen Urteil werden meine Familie und ich alle zwei Jahre staatlich genötigt, ohne sachlichen Beweis, ohne Gefahr in Verzug, unseren Hund in Lebensgefahr zu bringen. Das werden wir nicht mehr tun, denn das ist nicht geltendes Recht, sondern geltendes Unrecht. Meiner Familie, mir und auch meinem Hund ist das physisch und psychisch nicht mehr zuzumuten. Ich fordere Schutz vor diesen vorsätzlichen Verfolgungen, üblen Nachreden, Beleidigungen und Nachstellungen. 
Diese Verfolgungsbehörde hat schon seit Jahren eine Hundehaltung - Reglementierung in den Schubladen gehabt. So nebenbei hat man die Verschärfung der Hunde Haltung für jeden Hund eingeführt, ohne, dass dies bei den Hundehaltern publik gemacht wurde. 
Mit verschwommenen Vorschriften ausgestattet, kann das Amt heute jeden Hundehalter verfolgen, wie gewünscht, wie die Nase passt, wie man gelaunt ist, wie man den Hund oder auch die Rasse mag. Da kann man schön heraussuchen, wer „geschädigt hat“ und wer „geschädigt“ wurde. Im Umkehrschluss ist alles zu „beweisen“.
Noch nicht einmal qualifiziert muss man da sein.
Aus der Sicht der Politik kann man verstehen, dass solche Instrumentarien, die Einnahmen für die Behörden und die Städten sichert und ein Schalten und Walten nach übelster Art ermöglicht, nicht mehr gerne hergegeben will.
Hessischer VGH - VG Gießen 10.05.2005 11 UE 3488/04


Aggressionsbereitschaft, Anderes Tier, Gefährlicher Hund, Schädigung Einstufung als gefährlicher Hund.

1. Ein "anderes Tier" im Sinne von § 2 Abs. 2 Nr. 2, 1. Alt. HundeVO kann auch ein (anderer) Hund sein.

2. Eine Schädigung im Sinne von § 2 Abs. 2 Nr. 2, 1. Alt. HundeVO liegt grundsätzlich bei jeder 
Beeinträchtigung der körperlichen Unversehrtheit des gebissenen Tieres unabhängig von der Schwere der körperlichen Beeinträchtigung vor. Außer Betracht bleiben nur ganz geringfügige Verletzungen wie etwa einzelne herausgerissene Haare oder sehr kleine oberflächliche Kratzer.

3. Als Schädigung sind im Rahmen von § 2 Abs. 2 Nr. 2, 1. Alt. HundeVO sämtliche (noch) auf den Biss zurückzuführende körperliche Beeinträchtigungen des gebissenen Tieres zu berücksichtigen, unabhängig davon, ob diese unmittelbar nach dem Biss aufgetreten sind oder sofort feststellbar waren.

4. Gefährlich ist ein Hund unter den Voraussetzungen nach § 2 Abs. 2 HundeVO unabhängig davon, ob sein Verhalten Ausdruck einer besonderen, nicht artgemäßen Aggressionsbereitschaft ist 

(Bestätigung der Rechtsprechung des Senats, Beschluss vom 19. November 2004 - 11 UZ 2947/04 -).
HundeVO § 2 Abs. 2 Nr. 2, 1. Alt.
HundeVO § 2 Abs. 2 Nr. 2, 2. Alt.
HundeVO § 2 Abs. 2 Nr. 3

Aktenzeichen: 11UE3488/04 Paragraphen: HundeVO§2 Datum: 2005-05-10
Link: pdf.php?db=verwaltungsrecht&nr=6358
____________________________________________________________________________

Dieses wenig beachtete Urteil gilt für den Dackel bis zur Dogge. Aus rechtlichen Gründen müsste jeder hessische Hundehalter gewarnt werden, seinem Hund überhaupt soziale Kontakte zu erlauben, ohne dass er um diese Konsequenzen weiß! Ihm soll  es jedoch verborgen bleiben, damit die Einnahmen durch „Beißereien“ und Anweisungen zu tierquälerischen Haltungsformen (Leinenzwang und Maulkorb ect.) erhöht werden können. 
Mit dem einzelnen Hundebesitzer wird man ganz schnell fertig, denn er ist durch sein Familienmitglied Hund ganz leicht erpressbar. Das Zauberwort heißt „Einzug“ des Tieres und die Tötung innerhalb kürzester Zeit, damit der Hundebesitzer vor vollendete Tatsachen steht und in der Angelegenheit nicht mehr belastet ist. Dieses Urteil liefert auch die besten Vorraussetzungen für korruptes Verhalten und fördert die „Eigenförderung“ im beruflichen Weiterkommen.
Wir sind nicht der Spielball irgendwelcher Karrieristen. Ich fordere, dass die Beschuldigten ihren unsäglichen, widerlichen kranken Kaffeesatz - Behauptungen  mit klaren Beweisen belegen und damit nachvollziehbar legitimieren oder sie sofort sein lassen und sich entschuldigen. 
Die beigelegten Zeitungsaussagen sind für mich Beweise, dass ein grundsätzliches, öffentliches Interesse zu diesem Thema vorliegt, da einem großen Bevölkerungsanteil, nämlich die des Wählers, offensichtlich mit vorsätzlicher falscher Darstellung über Sicherheitsaspekten im öffentlichen Raum auf Kosten von Minderheiten seit dem Jahr 2000 getäuscht, betrogen und belogen wird. 
Das Motiv ist dabei eindeutig, die eigene Karriere politisch oder beruflich zu fördern auf Kosten von unschuldigen Hundehaltern und deren unschuldigen Tieren.  
Mit freundlichen Grüßen

Fritz – Michael  JUNG
Anlagen: 01 Zeitungsausschnitt des Giessener Anzeigers vom 14.06.06;

                01 Kommentar des Giessener Anzeigers vom 14.06.06;  
                01 Kommentar über die fragwürdigen Vorgehensweisen in Sachen Listenhunde      
                      in Hessen;

                01 CD mit 189 Bildern (Lebenssituationen meines Hundes);     
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